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AMBERG. Mehrere Übertragungswagen
desRundfunks stehen auf demPaula-
nerplatz vor dem Amberger Amtsge-
richt. Ein Polizist zieht mit seinem
Diensthund wachsam um den Block.
Unddie Zugangskontrollen in den Sit-
zungssaal im zweiten Stock sind heu-
te besonders streng. Der ganze Auf-
wand wegen vier junger Männer, die
jetzt mehr oder weniger bedröppelt
auf der Anklagebank sitzen.
Die 17- bis 19-Jährigen sind frei-

lich alles andere als Waisenknaben.
Ende vergangenen Jahres waren sie
betrunken in der Amberger Innen-
stadt unterwegs, pöbelten wahllos
Passanten an, schlugen auch heftig
zu, stießen endlos Beleidigungen aus
und setzen sich zum Teil gegen die
Festnahme durch Polizisten heftig
zur Wehr. Auch Beamte wurden mit
Beschimpfungen und Schlägen
bedacht. Insgesamt 21 Menschen hat
das Quartett angegriffen, 15 davon
verletzt. Dafür müssen sie sich nun
vor dem Jugendschöffengericht
wegen gefährlicher Körperverletzun-
gen verantworten.
Das Ausmaß ihrer bösartigen Atta-

cken ist nicht üblich, die einzelnen
Vorfälle sind es schon. Darauf hatte
die Justiz schon im Vorfeld mit
Bedacht hingewiesen. Weil die Ange-
klagten aber vier junge Flüchtlinge
sind, drei Afghanen und ein Iraner,
deren Asylanträge längst abgelehnt
wurden, ist das öffentliche Interesse
äußerst groß. Das galt schon unmit-
telbar nach den Taten, die sich vor
knapp vier Monaten ereigneten, und
die Tage danach. Aus dem ganzen
Bundesgebiet waren Medienvertreter
nach Amberg gereist, um die Lage
unter die Lupe zu nehmen.
Die Befürchtung war nicht völlig

aus der Luft gegriffen, dass sich eine
ausländerfeindliche Stimmung aus-
breiten könnte. Deshalb kann man
vermuten, dass der hohe Sicherheits-
aufwand zum Start des Prozesses
auch dem Schutz der vier jungen
Angeklagten dient. Nicht jeder ist auf
Anhieb in der Lage, zwischen den
Taten und der Herkunft der Täter zu
unterscheiden und könnte seinen
Vorbehalten gegen Asylbewerber bei
diesem Gerichtstermin unange-
bracht Luft machen. Unter den
Ambergern selbst bestand diese
Gefahr zu keinem Zeitpunkt.
Die Einheimischen reagierten von

Anfang an höchst besonnen. Das gilt
auch für die politisch Verantwortli-
chen bis hinauf zu Oberbürgermeis-
ter Michael Cerny (CSU). Auch heute,
zu Beginn des Prozesses, ist in der
Stadt nicht der Hauch von Aufgeregt-
heit zu spüren.

Jetzt werden die vier also aus der
Untersuchungshaft in Handschellen
– Richter Peter lässt ihnen die Fes-
seln sofort abnehmen – in den Sit-
zungssaal geführt. Hinter jedem der
Angeklagten und ihren Verteidigern
haben je zwei bewaffnete Polizisten
Platz genommen. Auf der anderen
Seite der langen Tischreihe sitzt je
ein Dolmetscher.
An den Ausgangstüren behalten

zusätzlich Justizwachtmeister die
Szenerie imAuge. Eingreifenmüssen
sie zu keinem Zeitpunkt. Sie lassen
höchstens ein Stromkabel verlegen,
das eine Journalistin für ihr Note-
book im Besucherraum angesteckt
hat. Es soll niemand darüberstol-
pern.
Nach der Feststellung der Persona-

lien der Angeklagten, die aus Auer-
bach, Regensburg und München zu

ihrer Sauforgie mit ausufernder
Gewalt an jenem Samstag, den 29.
Dezember, nach Amberg gekommen
waren und der Verlesung der Ankla-
ge unterbricht Richter Jung den Pro-
zess umgehend für ein sogenanntes
Rechtsgesprächmit den Angeklagten
und ihren Anwälten. Das ist im Vor-
feld so vereinbart worden. Es dient in
der Regel der Vereinfachung eines
Verfahrens.
Nach etwa einer Stunde verkündet

der Richter das Ergebnis der Runde.
Wenn die vier Angeklagten gestehen
und der Prozess keine wesentlich
neuen Erkenntnisse zutage fördert,
schlägt Peter Jung für die drei jungen
Afghanen je nach ihrer unterschiedli-
chen Tatbeteiligung eine Jugendstra-
fe von sechsMonaten bis zumaximal
eineinhalb Jahren vor. Die soll
jeweils zur Bewährung ausgesetzt
werden.
Den Vierten im gewalttätigen Bun-

de soll es härter treffen. Er soll eine
Jugendstrafe von zwischen zwei Jah-
ren und zwei Monaten und maximal
zweieinhalb Jahren absitzen. Das hat
drei Gründe. Zum einen gilt er als
antreibender Haupttäter, außerdem
hat er bereits einige Vorstrafen auf
dem Kerbholz, und schließlich wer-
den in Amberg Taten mitverhandelt,
die er Monate vor dem höchst

unrühmlichen Auftritt in Amberg
begangen haben soll. So soll er in
Regensburg einemKontrahentenmit
einer abgebrochenen Glasflasche in
den Oberarm gestochen haben. Und
dem Leiter einer Wohngruppe für
unbegleitete jugendliche Asylbewer-
ber soll er gedroht haben, ihn „kaputt
zu machen und aus dem Fenster zu
werfen“, wenn er nicht sofort sein
volles Taschengeld bekomme.
DieAngeklagten sowie ihre Pflicht-

anwälte Jürgen Mühl, Andreas
Lösche, SelinaMoser und Jörg Jendri-
cke erheben erwartungsgemäß nicht
den geringsten Einwand gegen den
Vorschlag des Richters. Es habe sich
alles so zugetragen, wie es in der
Anklageschrift steht. In ihren Stel-
lungnahmen versuchen sie lediglich,
ihre Mandanten in einem möglichst
günstigen Licht erscheinen zu las-
sen, so gut das eben geht.
Die enthemmende Wirkung des

Alkohols habe seinMandant bedauer-
licherweise etwas zu deutlich ver-
spürt, meint etwa Mühl. Sein Man-
dant trinke sonst selten was. Und im
ersten Anwaltsgespräch habe der
sich sofort besorgt nach der Schwere
der Verletzungen der Opfer erkun-
digt. „So was habe ich in den vielen
Jahren meiner Anwaltstätigkeit noch
nicht erlebt.“ Auch die drei anderen
Kollegen Mühls sprechen im Namen
ihrer Schützlinge von einem großen
Bedauern und einer ehrlichen Ent-
schuldigung für das, was sie ihren
Opfern angetan haben.
Der Prozess wird allerdings trotz

des harmonisch verlaufendenRechts-
gesprächs über das mögliche Straf-
maß durchgezogen. Es werden aber
wohl nicht alle der 25 angesetzten
Termine bis in den Juli hinein nötig
sein, um zu einem Urteil zu kom-
men.WelcheWirkung es auf denAuf-
enthaltsstatus der abgelehnten Asyl-
bewerber hat, ist völlig offen.
Zum Prozessauftakt gestern sind

schon die ersten Zeugen vernom-
men, vor allem Polizisten, die an
dem Einsatz vor vier Monaten betei-
ligt waren, um die vier jungen Män-
ner in den Griff zu bekommen und
mögliche weitere Opfer zu schützen.
Sie berichten von dem unsäglichen
und aggressiven Verhalten selbst
gegenüber den Beamten und den
Kraftausdrücken mit derben sexuel-
len Anspielungen. Jeder der Ange-
klagten sagt brav und auf Deutsch:
„Tut mir leid.“ Ein Polizist antwortet
knapp: „Ist recht. Entschuldigung
nicht angenommen. Erst überlegen,
dann handeln.“ Diese wertvolle Emp-
fehlung haben die vier bisher nicht
beherzigt.

Ist recht. Die
Entschuldigung
wird aber nicht
angenommen.

VON ARMIN JELENIK

Erinnern Sie sich noch? Früher
gehörten die bunten Wohlfahrts-
marken zum festen Inventar jedes
gut sortierten Schreibtisches. Die
Briefmarken, für die man ein paar
Cent mehr bezahlte und damit
einen guten Zweck unterstütze,
gibt es zwar immer noch – am 4.
Februar hat der Bundespräsident
die aktuelle Edition vorgestellt.
Doch von Bedeutung sind die Post-
wertzeichen schon lange nicht
mehr. Und das nicht nur, weil man
heute E-Mails statt Briefe schreibt.
Unser Sozialstaat ist spätestens
seit den 90er Jahren zu einem Mul-
ti-Milliarden-Euro-Markt gewor-
den. Mit Centbeträgen gibt sich
hier niemand mehr zufrieden. Wo
früher vor allem gemeinnützige
Wohlfahrtsverbände das Bild
bestimmten, agieren heute immer
öfter auch profitorientierte Konzer-
ne. Gewinn und Verlust sind die
Kennzahlen auf diesem Markt –
und nicht mehr die christlichen
und humanistischen Werte, denen
sich Diakonie, Caritas oder Rotes
Kreuz einst verschrieben.
Diese Privatisierung und Durchöko-
nomisierung eines der sensibels-
ten Bereiche unserer Gesellschaft
hat verheerende Folgen gehabt.
Und der 100. Geburtstag der Arbei-
terwohlfahrt (siehe Seite 3)muss
Anlass sein, darüber nachzuden-
ken, ob wir den Menschen, die
unseres Sozialstaates bedürfen,
mit dieser Weichenstellung tatsäch-
lich etwas Gutes getan haben.
Natürlich wäre die Gleichung
„gemeinnütziger Wohlfahrtsver-
band ist gleich gute soziale Arbeit,
privater Investor ist gleich Gewinn-
maximierung auf Kosten Armer“
viel zu einfach. Auf beiden Seiten

gibt es viele engagierte Mitarbei-
ter und innovative Ideen. Und
früher, als die Wohlfahrtsverbän-
de alleine dieses Feld beacker-
ten, war auch nicht alles besser.
Aber die Frage, ob und in wel-
chen Grenzen es zulässig ist,
mit der Not von Menschen
Gewinne erwirtschaften zu wol-
len, muss endlich gestellt wer-
den – gerade in einem Gemein-
wesen, in dem die Solidarität
mit den Schwächeren Verfas-
sungsrang genießt.

Gewaltige Verwüstungen
Denn die Verwüstungen, die
nach inzwischen 30 Jahren teil-
privatisierten Sozialstaates aller-
orten zutage treten, sind gewal-
tig. Das fängt bei den untragba-
ren Zuständen in der Alten-
sowie Krankenpflege an und
hört bei Angeboten wie Drogen-
und Obdachlosenhilfe noch lan-
ge nicht auf. Dass zentrale Berei-
che unserer staatlichen Fürsorge
nur noch mit Hilfe privater Spen-
der existieren können, weil sie
für Investoren nicht lukrativ
sind und der Staat kein Geld für
sie übrig hat, ist ein Skandal.
Das Versagen liegt dabei vor
allem auf der staatlichen Seite
und weniger auf jener der priva-
ten Investoren. Wenn die Bun-
desländer den Bau von Kranken-
häusern, Alten- und Pflegehei-
men nicht mehr bezuschussen,
braucht sich niemand zu wun-
dern, dass die Wohlfahrtsverbän-
de diesen Markt der privaten
Konkurrenz überlassen müssen.
Diese füllt dann eben die
Lücken – solange am Ende der
Gewinn stimmt.

M armin.jelenik@pressenetz.de

VON HENDRIK BEBBER

Das Bekennerschreiben der „Neuen
IRA“ hat den Verdacht der irischen
Polizei bestätigt, die diese militan-
te katholisch-nationalistische Grup-
pe hinter dem Mord an der 29-jähri-
gen Reporterin Lyra McKee vermu-
tet hatte. Dass die Terroristen beto-
nen, die Frau sei unbeabsichtigt
von Schüssen getroffen worden,
die eigentlich Polizisten galten,
macht es nicht besser.
Die Splittergruppe versteht sich als
Nachfolger der „Provisorischen
IRA“ , die sich 2007 im Rahmen
des Friedensprozesses auflöste. Sie
will weiter mit Gewalt die Vereini-
gung der Grünen Insel erzwingen.
Auch die politische Großwetterlage
spielt eine Rolle. Ein ungeregelter
Brexit mit einer harten Grenze wie

zu Zeiten des Bürgerkriegs könn-
te alte Feindseligkeit wieder
wachrufen. Darauf spekuliert
die Mini-Partei „Saoradh“, die
als politisches Sprachrohr der
„Neuen IRA“ gilt .
Doch die schrecklichen Erinne-
rungen an den alten Terror
schweißen Katholiken und Pro-
testanten, die die unglaubliche
Transformation ihres gepeinig-
ten Landes genießen, nun
zusammen. Freunde von Lyra
McKee verunzierten die Haus-
wand des Büros der „Saoradh“
mit blutigen Handabdrücken.
Den Mitarbeitern rief die Men-
schenmenge zu: „Haut ab, ihr
Mörder. Wir wollen euch nicht
in unserer Stadt.“

M hendrik.bebber@pressenetz.de

Privatisierter Sozialstaat
Ökonomisierung der Wohlfahrt hat fatale Folgen

Genug von der Mördertruppe
Die Nordiren wollen die IRA nicht mehr zurück

Zwei der insgesamt vier jungen Angeklagten verdecken ihr Gesicht, als sie von Polizisten in den Sitzungssaal geführt
werden. Dort nahmen sie neben ihren Anwälten und den Dolmetschern Platz.

„

Ein Komiker an der Macht
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Nun ist das Bedauern groß
In Amberg begann der Prozess gegen vier junge ASYLBEWERBER, die Ende 2018 Passanten beleidigt

und verprügelt hatten. Sie legen ein Geständnis ab und entschuldigen sich. VON MICHAEL KASPEROWITSCH
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